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Mit der Kleinen Anfrage wird die Bundesregierung 
um die Beantwortung der folgenden Fragen ersucht, 
die sich auf die oben bezeichnete Denkschrift des 
Bundes Deutscher Steuerbeamten beziehen: 

,, 1. Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung 
zu dem Vorschlag auf Umorganisation der 
Steuerverwaltung mit dem Ziele, die Arbeits- 
weise der Finanzämter im Interesse des Steuer- 
zahlers und der Verwaltungsvereinfachung den 
heutigen Verhältnissen entsprechend wieder 
sinnvoll zu gestalten? 

2. Wie ist der Stand der Versuchsarbeiten auf dem 
Gebiete des Maschineneinsatzes innerhalb der 
Steuerverwaltung? 

3. Welchen Standpunkt nimmt die Bundesregierung 
zu den Vorschlägen des Bundes Deutscher 
Steuerbeamten zu einer Personalreform ein 

a) Wann ist mit der Vorlage eines’ Entwurfs 
des in Artikel 108 Abs. 3 GG vorgesehenen 
Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes zu rech- 
nen? 

b) Wird die Bundesregierung bei den Ländern 
vorstellig werden, um auch eine laufende 
Fortbildung der Veranlagungsbeamten zu 
erwirken? 

c) Welche Meinung vertritt die Bundesregie- 
rung zu der vom Bund Deutscher Steuer- 
beamten behaupteten Entbeamtung inner- 
halb der Steuerverwaltung und zu der eben- 
falls behaupteten schlechteren Bewertung der 
Steuerbeamtenschaft gegenüber anderen Be- 
amtengruppen? 

4. Hält die Bundesregierung die Darlegungen des 
Bundes Deutscher Steuerbeamten zum Steuer- 
verbund und zum Jahresfinanzgesetz für zutref- 
fend, ggf. welche Einwendungen werden von ihr 
erhoben? 


5. Ist die Bundesregierung bereit, ihrerseits Grund- 
sätze zur Vereinfachung, Gleichmäßigkeit und 
Gerechtigkeit der Besteuerung und zur Wett- 
bewerbsneutralität des Steurrechts aufzustellen? 
Inwieweit würden sich solche Grundsätze der 
Bundesregierung von den Vorschlägen des Bun- 
des Deutscher Steuerbeamten unterscheiden? 

6. Wie stellt sich die Bundesregierung zu der For- 
derung auf Einführung einer einheitlichen Bun- 
desfinanzverwaltung?" 

Namens der Bundesregierung beantworte ich diese 
Fragen wie folgt: 

Allgemeines 

Die Bundesregierung ist, wie sie wiederholt zum 
Ausdruck gebracht hat, mit dem Bund der Steuer- 
beamten der Meinung, daß eine Vereinfachung des 
Steuerrechts notwendig ist. Bei allen steuerlichen 
Gesetzesvorlagen war die Bundesregierung be- 
müht, eine möglichst einfache, aber auch gerechte 
Lösung zu finden. Das Streben nach einer möglichst 
gerechten Besteuerung aller Steuerpflichtigen läßt 
sich nicht immer mit dem Anliegen nach Verwal- 
tungsvereinfachung in Einklang bringen. Jede Ver- 
einfachung nötigt zu einer Verallgemeinerung. Diese 
hindert aber zwangsläufig eine Differenzierung, die 
oft Voraussetzung für eine gerechte und gleich- 
mäßige Steuerbelastung ist. Die Bundesregierung 
und mit . ihr die gesetzgebenden Körperschaften 
stehen daher ständig vor der schwierigen und ver- 
antwortungsvollen Aufgabe, diese beiden einander 
widerstreitenden Interessen gegeneinander abzu- 
wägen. Die Bundesregierung ist für jeden Vorschlag 
dankbar, der ihr die Entscheidungen für künftige 
gesetzgeberische Vorlagen erleichtert. Die Vor- 
schläge des Bundes Deutscher Steuerbeamten sind 
deshalb von der Bundesregierung begrüßt und ein- 
gehend geprüft worden, zumal sie aus Kreisen kom- 
men, die für die Durchführung der Steuergesetze 
mitverantwortlich sind. 


Druck: Budidnickerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
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Zu Frage 1 

Die Bundesregierung pflichtet den Ausführungen 
des Bundes der Deutschen Steuerbeamten in seiner 
Denkschrift (Abschnitt II A Ziff. 1 und 2) bei, daß 
neben dem materiellen Steuerrecht auch das Steuer- 
verfahrensrecht und die Organisation der Steuer- 
verwaltung vereinfacht werden sollten. Die Bundes- 
regierung will dabei insbesondere auch die moder- 
nen Erkenntnisse der Rationalisierung verwerten 
und darauf hinwirken, daß der technische Fortschritt 
in den Dienst der Finanzverwaltung gestellt wird, 
soweit es rechtlich und wirtschaftlich vertretbar ist. 
Wie bei der Beantwortung der Frage 2 im einzelnen 
dargelegt wird, werden seit längerer Zeit von meh- 
reren Landesfinanzministerien in Zusammenarbeit 
mit dem Bundesfinanzministerium Versuche über 
eine Mechanisierung des Erhebungs- und Veran- 
lagungsverfahrens durchgeführt. Im Rahmen dieser 
Versuche und in dem hierfür gebildeten Arbeits- 
kreis des Bundes und der Länder sind auch die Vor- 
schläge des Bundes Deutscher Steuerbeamten er- 
örtert worden. 

Die Fragen der Umorganisation der Steuerverwal- 
tung und der Technisierung stehen in engem Zu- 
sammenhang. Der Einsatz von Maschinen bedingt 
u. U. eine erhebliche Änderung der Organisations- 
form der Verwaltung und des Besteuerungsverfah- 
rens. Darüber werden Überlegungen im ßundes- 
finanzministerium und in den Länderfinanzministe- 
rien angestellt. Es müßte möglichst vermieden wer- 
den, vor Abschluß der Versuche über den Einsatz 
von Maschinen die Verwaltung grundlegend iimzu- 
organisieren und ein neues Verfahrensrecht zu 
schaffen, das dann nach Abschluß der Versuche wie- 
derum geändert werden müßte. Die künftige Mecha- 
nisierung darf deshalb bei den vorgeschlagenen 
organisatorischen Änderungen nicht außer Betracht 
bleiben. Bei einem erfolgreichen Maschineneinsatz 
wird aber nach dem Ergebnis der bisherigen Ver- 
suche eine Selbstveranlagung möglicherweise gegen- 
standslos v/erden. Arbeiten, die bei der Selbstver- 
anlagung zusätzlich den Steuerpflichtigen auferlegt 
werden müßten, würden wahrscheinlich ohne grö- 
ßere Schwierigkeiten mit zutreffenderen Ergebnis- 
sen von der Finanzverwaltung mit elektronischen 
Maschinen erledigt werden können. 

Aber auch hiervon abgesehen, ist es nach dem Er- 
gebnis der bisherigen Prüfungen fraglich, ob es 
zweckmäßig wäre, die Selbstveranlagung bei den 
Steuern vom Einkommen schon in der nächsten Zeit 
einzuführen. Ein Vorteil der Selbstberechnung der 
Steuerschuld wäre allerdings die dann mögliche 
Beschleunigung der Abschlußzajilungen. Dagegen 
kann es zweifelhaft sein, ob die vom Bund der 
Steuerbeamten angestrebte grundlegende Verwal- 
tungsvereinfachung in absehbarer Zeit erreicht 
würde. Der Haupteinwand gegen eine Selbstberech- 
nung der Steuerschuld liegt darin, daß die geltenden 
Steuergesetze so kompliziert sind, daß ein großer 
Teil der Steuerpflichtigen, vor allem die Landwirte, 


Handwerker und die mittleren und kleinen Ge- 
werbetreibenden nicht ohne weiteres in der Lage 
sein würden, die Selbstberechnung verantwortlich 
durchzuführen. Dies betont besonders auch das In- 
stitut Finanzen und Steuern in seiner Schriftenreihe 
Heft 30 „Grundlagen und Möglichkeiten einer orga- 
nischen Finanz- und Steuerreform" S. 70 und 71. Der 
Bund Deutscher Steuerbeamten schlägt in seiner 
Denkschrift vor, daß diese Steuerpflichtigen die 
Möglichkeit haben sollten, die Selbstveranlagung 
zur Niederschrift beim Finanzamt zu erklären. Hier- 
durch würde aber die angestrebte Entlastung zum 
großen Teil wieder zunichte gemacht werden. Ab- 
gesehen davon würden in diesen Fällen spätere 
Änderungen und Berichtigungen zu unliebsamen 
7\useinandersetzungen zwischen den Steuerpflich- 
tigen und der Finanzverwaltung führen. Außerdem 
dürfte es, wie auch der Bund der Steuerbeamten be- 
tont, bei einer Selbstveranlagung kaum vermeid- 
bar sein, in weitem Umfang eine verbindliche Aus- 
kunftspflicht der Finanzämter einzuführen. Dies 
würde eine weitere erhebliche Mehrbelastung für 
die Verwaltung mit sich bringen. 

Der Alternativvorschlag des Bundes der Steuer- 
beamten, an Stelle der gegenwärtigen Veranlagung 
unter Beibehaltung der jetzigen Form der Steuer- 
erklärungen zunächst nur eine formelle Veran- 
lagung durchzuführen und die materielle Prüfung 
ausschließlich auf die „veranlagende Betriebsprü- 
fung" oder „betriebsprüfende Veranlagung" zu ver- 
lagern, ist ebenfalls bereits seit längerer Zeit in die 
Erwägungen über eine Reform des Besteuerungs- 
verfahrens einbezogen worden. Eine solche Reform 
sollte aber erst in Angriff genommen werden, wenn 
die Ergebnisse über die Versuche zur Technisierung 
vorliegen. Man kann nach dem Ergebnis der bis- 
herigen Versuche annehmen, daß bei dem künf- 
tigen Grad der Technisierung im wesentlichen die- 
ser Weg beschritten werden wird. Zugleich mit 
einer solchen grundlegenden Änderung des Verfah- 
rens müßten dann ggf. nach näherer Prüfung auch 
die vom Bunde der Steuerbeamten vorgeschlagenen 
organisatorischen und personellen Maßnahmen ver- 
wirklicht werden. In diesem Zusammenhang ist 
aber darauf hinzuweisen, daß schon nach dem jetzi- 
gen Recht (§ 100 Abs. 2 AO) die Möglichkeit be- 
steht, eine vorläufige Veranlagung ohne materielle 
Prüfung vorzunehmen. Hiervon wird häufig Ge- 
brauch gemacht. Eine Vereinfachung wird beson- 
ders in Fällen erreicht, in denen eine Betriebsprü- 
fung stattfindet. 

Da die Einführung der Selbstveranlagung oder der 
betriebsprüfenden Veranlagung Voraussetzung für 
die übrigen, in Abschnitt II A 1 der Denkschrift 
gemachten Vorschläge, z. B. einer grundlegenden 
Änderung über die Rechtskraft und Verjährung, ist, 
kann über deren Einführung erst nach Abschluß der 
Versuche über die Technisierung entschieden wer- 
den. Zur Zeit wird jedoch bereits geprüft, ob dem Vor- 
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schlag nach Verzinsung in beschränktem Umfang, 
nämlich in der Form von Prozeßzinsen, gefolgt wer- 
den kann. 


Zu Frage 2 

Die Versuche der Steuerverwaltung mit herkömm- 
lichen Lochkartenmaschinen haben den angestreb- 
ten Rationalisierungserfolg nicht hinreichend er- 
wiesen. Auch der Bundesbeauftragte für Wirtschaft- 
lichkeit in der Verwaltung hat in seinem Gutachten 
vom August 1959 darauf hingewiesen, daß die mit 
der Anwendung des Lochkartenverfahrens erstreb- 
ten Ziele — Vereinfachung und Verbilligung der 
Verwaltung, zeitnahe Veranlagung, zeitnahe Sta- 
tistik, Wegfall der Abrechnung und damit beschleu- 
nigte Absendung der Steuerbescheide, jederzeitiger 
Überblick über den neuesten Stand der Steuerfor- 
derungen, über Aufkommen und Rückstände in 
beliebiger Aufgliederung — nidit erreidrt worden 
sind und mit angemessenem finanziellem Aufwand 
derzeit auch nicht erreidit werden können. 

Ein Arbeitskreis aus Vertretern des Bundesfinanz- 
ministeriums und der Finanzministerien aller Län- 
der prüft nunmehr, ob sich mit den inzwischen ent- 
wickelten elektronischen Maschinen wirkliche 
Rationalisierungserfolge erzielen lassen. Erst nach 
gründlicher Erprobung solcher Maschinen bei geeig- 
neten Versuchsämtern wird ein Urteil darüber mög- 
lich sein, ob der derzeitige Stand des technischen 
Fortschritts und die Kosten für die bei den Finanz- 
ämtern benötigten Maschinen eine umfassende tech- 
nische Modernisierung der Steuerverwaltung be- 
reits vertretbar erscheinen lassen. Auf dem Gebiet 
der Veranlagung wird nach eingehenden Vorberei- 
tungen unter Beteiligung des oben erwähnten 
Arbeitskreises zur Zeit bei zwei Finanzämtern im 
Land Baden-Württemberg versuchsweise die Ein- 
kommensteuerveranlagung 1958 unter Einsatz einer 
elektronischen Datenverarbeitungsanlage durchge- 
führt. Ergebnisse können nicht mitgeteilt werden, 
da die Veranlagungsarbeiten erst vor kurzem be- 
gonnen haben. 


Zu Frage 3 

Zu,a) 

Der Entwurf eines Steuerbeamten-Ausbildungs- 
gesetzes ist seit längerer Zeit vorbereitet. Infolge 
von Meinungsverschiedenheiten mit den Ländern 
über grundsätzliche Fragen konnte eine Regierungs- 
vorlage bisher nicht eingebracht werden. Inzwischen 
sind diese Meinungsverschiedenheiten im wesent- 
lichen ausgeräumt worden, so daß nunmehr damit 
gerechnet werden kann, daß der Gesetzentwurf 
demnächst der Bundesregierung zur Beschlußfas- 
sung vorgelegt werden kann. 


Zu b) 

Die Fortbildung der Steuerbeamten ist Aufgabe der 
Länder, Das Bundesfinanzministerium bemüht sich 
um eine Koordinierung der Fortbildungsmaßnah- 
men. Für die Beamten des höheren Dienstes der 
Finanzverwaltungen der Länder finden im Einver- 
nehmen mit den Herren Landesfinanzministern be- 
reits seit Jahren an der Bundesfinanzakademie in 
Siegburg Fortbildungskurse statt. 

Zu 

Auf das in der Denkschrift des Bundes Deutscher 
Steuerbeamten (Abschnitt II A Ziff. 3) beanstandete 
zahlenmäßige Verhältnis der Beschäftigung von 
Beamten und Angestellten in den Steuerverwaltun- 
gen der Länder hat die Bundesregierung keinen Ein- 
fluß. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß Artikel 
33 Abs. 4 GG, wonach die Ausübung hoheitsrecht- 
licher Befugnisse als ständige Aufgabe in der Regel 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes zu übertra- 
gen ist, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- 
und Treue Verhältnis stehen, auch die Länder bindet. 

Die schlechtere Bewertung der Steuerbeamtenschaft 
gegenüber anderen Beamtengruppen wird offenbar 
im Vergleich mit bestimmten Beamtengruppen in 
den Ländern, insbesondere mit den Lehrern, vor- 
gebracht. Die Länder haben die Besoldung dieser 
Beamtengruppen in den letzten Jahren durch bes- 
sere Einstufungen (Zwischengruppen innerhalb der 
Besoldungsordnungen) und durch Gewährung von 
Stellenzulagen verbessert. Weder das Grundgesetz 
noch die Rahmenbestimmungen des Bundesbesol- 
dungsgesetzes geben der Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, die Länder von solchen Maßnahmen abzu- 
halten oder sie zu gleichen Maßnahmen für andere 
Beamtengruppen, wie für die Steuerbeamtenschaft, 
zu veranlassen. 

Zu Frage 4 

Die Kritik des Bundes Deutscher Steuerbeamten in 
seiner Denkschrift (Abschnitt II B Ziff. 1) an der 
grundgesetzlichen Festlegung des Finanzausgleichs 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ist berech- 
tigt. Die Rücksichtnahme auf den föderalen Staats- 
aufbau hat zu einer verfassungsrechtlichen Fest- 
legung des Finanzausgleichs geführt, die eine Ver- 
teilung der Steuererträge nach den finanzwirtschaft- 
lichen Bedürfnissen erschwert. Eine beweglichere 
verfassungsrechtliche Regelung des bundesstaat- 
lichen Finanzausgleichs wäre möglich, ohne die Stel- 
lung der Länder im Bundesstaat zu beeinträchtigen. 
Es ist aber kaum damit zu rechnen, daß eine ent- 
sprechende Änderung der Finanzverfassung die er- 
forderliche Mehrheit im Bundesrat finden wird. 

Die jetzige Finanzverfassung führt nicht zu neuen 
Steuern. Die verfassungsrechtliche Festlegung des 
gesamten Steuersystems ist im allgemeinen eher 
geeignet, die Schaffung neuer Steuern zu erschwe- 
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reu. Die Gemeindepersonensteuer hat mit der Pro- 
blematik der Finanzverfassung nichts zu tun. Der 
Gedanke an eine solche Steuer ist allein unter dem 
Gesichtspunkt erörtert worden, das Gemeinde- 
steuersystem der gemeindlichen Selbstverwaltung 
anzupassen. 

Für die praktische Gestaltung des Finanzausgleichs 
empfiehlt der Verband nach dem Vorbild der Wei- 
marer Reichsverfassung und dem Finanzausgleich 
Österreichs eine prozentuale Beteiligung des Bun- 
des, der Länder und Gemeinden an der Einkommen- 
steuer und Körperschaftsteuer, der Umsatzsteuer, 
der Vermögensteuer und der Mineralölsteuer. Die 
finanzwirtschaftlichen Vorteile einer derartigen 
Regelung sind offensichtlich. Der Finanzbedarf der 
Länder und der Gemeinden würde aus mehr Steuer- 
quellen gedeckt als bisher. Die Länder und Gemein- 
den wären etwaigen Aufkommensschwankungen bei 
der Einkommensteuer und Körperschaftsteuer nicht 
mehr so stark ausgesetzt wie heute. Das vorge- 
schlagene und längst bewährte Uberweisungssystem 
nach dem Vorbild der Weimarer Reichsverfassung 
würde eine bedarfsgerechtere Steuerverteilung, 
einen besseren Ausgleich der Steuerkraftunter- 
schiede und einen Abbau der „Töpfchen-Wirtschaft" 
entscheidend fördern können. 

Im Zusammenhang mit der Finanzreform im Jahre 
1955 ist erwogen worden, die Länder am Umsatz- 
steueraufkommen zu beteiligen. Der Gedanke wurde 
jedoch wegen des Widerstandes der Länder auf- 
gegeben (vgl. die Begründung zur Finanzreformvor- 
lage der Bundesregierung vom 29. April 1954 Nr. 98 
— BT-Drucksache 480 der 2. Wahlperiode). 

Zu dem in der Denkschrift (Abschnitt II B Ziff. 2) 
vorgeschlagenen Jahresfinanzgesetz hat der Bun- 
desminister der Finanzen in seiner Rede auf der 
Tagung des Bundes Deutscher Steuerbeamten am 
6. April 1959 schon erklärt, daß er bereit sei, eine 
entsprechende Initiative zu ergreifen. Die Bundes- 
regierung will den Gedanken eines „Jahressteuer- 
gesetzes'' möglichst schon für 1960 verwirklichen. 

In der Denkschrift des Bundes Deutscher Steuer- 
beamten wird mit Recht darauf hingewiesen, daß 
die Umstellung des Haushaltsjahres zur Verwirk- 
lichung des Jahresfinanzgesetzes unerläßlich ist. 
Diese Umstellung ist inzwischen erfolgt. Damit wird 
die erste Voraussetzung für die Einführung des 
Jahresfinanzgesetzes geschaffen. Gegenwärtig wird 
insbesondere untersucht, ob die Ziele, die mit dem 
Jahresfinanzgesetz verfolgt werden, nur durch eine 
Grundgesetzänderung, wie sie die Denkschrift vor- 
schlägt, oder auch ohne eine solche, vielleicht durch 
Absprache zwischen der Bundesregierung, dem Bun- 
destag und dem Bundesrat, erreicht werden können. 

Zu Frage 5 

Die Bundesregierung tritt dem Kern der Ausfüh- 
rungen des Bundes Deutscher Steuerbeamten im 
Abschnitt C der Denkschrift bei. Sie ist bisher schon 
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stets bemüht gewesen, den Grundsätzen der Ver- 
einfachung, der Gerechtigkeit und Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung und der Wettbewerbsneutraiität 
des Steuerrechts soweit wie möglich Rechnung zu 
tragen. Die Bundesregierung ist nicht der Ansicht, 
daß sie diese Bestrebungen durch Aufstellung all- 
gemeiner Grundsätze in besonderem Maße fördern 
kann. Diese Grundgedanken müssen vielmehr im 
einzelnen bei allen gesetzgeberischen Maßnahmen 
auch weiterhin besonders beachtet werden. 

Die Bundesregierung glaubt, daß das Gesetz zur 
Änderung steuerrechtlicher Vorschriften auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und Ertrag und 
des Verfahrensrechts vom 18. Juli 1958 (BGBl. I 
S. *473) zur Verwirklichung dieser Ziele wesent- 
lich beigetragen hat. Das gilt insbesondere hinsicht- 
lich der große Teile der Bevölkerung betreffenden 
Einkommensteuer (Lohnsteuer). So ist z. B. für Ehe- 
gatten durch die Einführung des Splitting wieder 
eine möglichst einfache, gleichmäßige und im gro- 
ßen und ganzen gerechte Besteuerung erreicht wor- 
den. Aus der Neugestaltung des Tarifs, der Er- 
höhung der Freibeträge und der Einführung des 
festen Sockel-Steuersatzes bei der Einkommen- 
steuer ist das Besteuerungsverfahren, vor allem die 
Lohnabrechnung durch die Arbeitgeber, erheblich 
vereinfacht worden; für Arbeitnehmer, Arbeitgeber 
und Finanzämter ist eine beträchtliche Einschrän- 
kung der Lohnsteuerjahresausgleichsfälle einge- 
treten. 

Die negative Beurteilung der steuerlichen Sonder- 
vergünstigungen in der Denkschrift des Bundes 
Deutscher Steuerbeamten ist berechtigt. Auch die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß Sonder- 
vergünstigungen, soweit wie möglich beseitigt wer- 
den sollten. Sie hat sich darum schon immer bemüht. 

Die folgenden Sondervergünstigungen sind inzwi- 
schen weggefallen: 

§ 7 a EStG (Bewertungsfreiheit für bewegliche 

Anlagegüter bei Vertriebenen, 
Flüchtlingen und Verfolgten), 

§ 7d EStG (Bewertungsfreiheit für Schiffe). 

Die folgenden Sondervergünstigungen sind sachlich 
eingeschränkt worden: 

§ 7b EStG (Erhöhte Absetzungen für Wohn- 

gebäude) 

Die Begünstigung ist bei Ein- und 
Zweifamilienhäusern auf einen Her- 
stellungsaufwand von nicht mehr als 
120 000 DM beschränkt worden. 

§ 7c EStG (Förderung des Wohnungsbaues 

durch Begünstigung von unverzins- 
lichen Wohnungsbaudarlehen) 

Die Möglichkeit der Inanspruch- 
nahme dieser Sondervergünstigung 
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ist auf Steuerpflichtige beschränkt 
worden, die den Gewinn auf Grund 
ordnungsmäßiger Buchführung er- 
mitteln. 

Die folgenden Sondervergünstigungen sind befristet 

worden: 

§ 3b EStG (Steuerbefreiung bestimmter Ge- 

winnanteile) 
bis einschließlich 1960, 

§ 7 c EStG (Förderung des Wohnungsbaues) 

bis einschließlich 1961, 

§ 7e EStG (Bewertungsfreiheit für Fabrikge- 

bäude, Lagerhäuser und landwirt- 
schaftliche Betriebsgebäude bei Ver- 
triebenen, Flüchtlingen und Verfolg- 
ten) 

bis einschließlich 1961, 

§ 10a EStG (Steuerbegünstigung des nicht ent- 
nommenen Gewinns für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Verfolgte) 
bis einschließlich 1961, 

§ 75 EStDV (Bewertungsfreiheit für abnutzbare 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermö- 
gens privater Krankenanstalten) 
bis einschließlich 1961, 

§ 76, (Begünstigung der Anschaffung oder 

§ 77, Herstellung bestimmter Wirtschafts- 

§ 78 EStDV güter und der Vornahme bestimm- 
ter Baumaßnahmen durch Land- und 
Forstwirte) 

bis einschließlich Wirtschaftsjahr 
1960/61, 

§ 79 EStDV (Bewertungsfreiheit für Abwasser- 
behandlungsanlagen) 
bis einschließlich 1960, 

§ 80 EStDV (Bewertungsabschlag für bestimmte 
Wirtschaftsgüter des Umlaufver- 
mögens ausländischer Herkunft) 
bis einschließlich Wirtschaftsjahr 
1960/61, soweit es sich um die Be- 
günstigung des Mehrbestandes an 
den bezeichneten Wirtschaftsgütern 
handelt, 

§ 81 EStDV (Bewertungsfreiheit für bestimmte 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermö- 
gens im Kohlen- und Erzbergbau) 
bis einschließlich 1965 (im Fall der 
Errichtung neuer Förderschachtan- 
lagen bis einschließlich 1970), wenn 
mit der Durchführung der begünstig- 
ten Investitionsvorhaben vor dem 
1. Januar 1961 begonnen worden ist, 

§ 82 EStDV (Bewertungsfreiheit für Luftreini- 
gungsanlagen) 
bis einschließlich 1960, 


§ 82a EStDV (Erhöhte Absetzungen von Herstel- 
lungskosten für Anlagen und Ein- 
richtungen bei Wohngebäuden) 
bis einschließlich 1962, 

VO über Steuervergünstigungen zur Förderung des 
Baues von Landarbeiterwohnungen 

bis einschließlich Wirtschaftsjahr 
1960/61. 

Die Bundesregierung spricht sich dafür aus, daß 
diese Vergünstigungen zu den vorgesehenen Ter- 
minen auslaufen, sofern nicht zwingende wirtschaft- 
liche Notwendigkeiten eine Verlängerung erfor- 
dern. Unter diesem Gesichtspunkt sollten auch 
die übrigen Vergünstigungen überprüft werden. 

Hinsichtlich der Vorschläge des Bundes Deutscher 
Steuerbeamten, bei der Gewerbesteuer im Interesse 
einer gleichmäßigen Besteuerung die überhöhten 
Hebesätze abzubauen, muß beachtet werden, daß 
von der dem Bunde nach Artikel 105 Abs. 2 Nr. 3 
GG zustehenden Gesetzgebungsbefugnis für die 
Realsteuern die Festsetzung der Hebesätze ausge- 
nommen ist. Außerdem darf der Grundsatz der 
gleichmäßigen Besteuerung nicht dazu führen, unter- 
schiedliche Gemeindesteuersätze auszuschließen, da 
hierin eine Grundlage der gemeindlichen Selbstver- 
waltung zu sehen ist. Im übrigen ist die Bundes- 
regierung der Auffassung, daß durch einen wirk- 
samen Gemeinde-Finanzausgleich dafür Sorge ge- 
tragen werden muß, daß eine örtliche Überspannung 
der Realsteuerhebesätze vermieden wird. Änderun- 
gen des Gewerbesteuergesetzes, wie z. B. die vor- 
geschlagene Einschränkung der Hinzurechnung von 
Dauerschulden zum Gewerbekapitel und ihrer Zin- 
sen zum Gewerbegewinn, sollen im Rahmen einer 
späteren Gewerbesteuerreform geprüft werden. Ein- 
zelne Änderungen und Vereinfachungen des Ge- 
werbesteuergesetzes sind vorgesehen. Dabei sollen 
im Sinn des Vorschlags in der Denkschrift auch in 
§ 23 Abs. 2 GewStG bei der Lohnsummensteuer die 
Freigrenze von 12 000 DM auf etwa 24 000 DM und 
der Freibetrag von 3600 DM auf etwa 9000 DM 
erhöht werden. 

Soweit sich die Denkschrift im Interesse der Gleich- 
mäßigkeit und Gerechtigkeit der Besteuerung unter 
anderem für eine allgemeine Neubewertung des 
Grundvermögens ausspricht, stimmt die Bundes- 
regierung diesen Ausführungen zu. Es wird schon 
seit Jahren ernsthaft versucht, die überholten Ein- 
heitswerte durch eine neue Hauptfeststellung den 
tatsächlichen Verhältnissen anzupassen. Bereits 
1956 ist der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Bewertungsgesetzes, des Vermögensteuerge- 
setzes und des Erbschaftsteuergesetzes vorgelegt, 
jedoch vom Bundestag in der 2. Wahlperiode nicht 
verabschiedet worden. Gegen eine neue Gesetzes- 
vorlage, die eine Hauptfeststellung auf den 1. Ja- 
nuar 1960 in Aussicht nahm, sind vor allem vom 
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Deutschen Bauernverband Bedenken geltend ge- 
macht worden. Eine Änderung der landwirtschaft- 
lichen Einheitswerte sei mit Rücksicht auf die Ent- 
wicklung zu der EWG noch verfrüht. 

Schließlich hat der Vorsitzende des Bundes Deut- 
scher Steuerbeamten selbst in seinem Vortrag auf 
dem Zweiten Steuerbeamtentag am 6. April 1959 
gegen eine Neubewertung des Grundbesitzes in 
nächster Zukunft mit fofgender Begründung Be- 
denken erhoben: 

„Wenn es richtig ist, daß die Bundesregierung 
die Mietpreispolitik in den nächsten Jahren um- 
stellen will, dann sollte man sich allerdings über- 
legen, ob die unermeßliche Arbeit, die eine neue 
Hauptfeststeilung der Einheitswerte mit sich 
bringt, unter diesen sich dann wieder ändernden 
Umständen zu rechtfertigen ist, ob man dann 
nicht besser in einem sehr einfachen Verfahren 
durch eine automatische Anhebung der Einheits- 
werte, meinetwegen durch einen Vervielfältiger, 
auf die heute tatsächlich angemessenen Werte 
kommen sollte, um dann nach Durchführung der 
mietpreispolitischen Maßnahmen die richtige 
Hauptfeststellung von Grund auf neu durchzu- 
führen.'' 

Eine solche gleichmäßige Anhebung der Einheits- 
werte hält die Bundesregierung nicht für angängig, 
weil sich dadurch die schon jetzt beim Grundver- 
mögen bestehende Ungleichmäßigkeit der Einheits- 
werte im Verhältnis zueinander hoch verschärfen 
würde. Sie ist der Auffassung, daß die Gesetz- 
gebung zur neuen Hauptfeststellung der Einheits- 
werte des Grundbesitzes eine der wichtigsten und 
ersten Aufgaben des neuen Bundestages sein muß. 

Wege, die zu einer Wettbewerbsneutralität der 
Umsatzsteuer führen könnten, sind in der „Denk- 
schrift über die Möglichkeiten einer Verbesserung 
der Umsatzbesteuerung" aufgezeigt. Die Denkschrift 
ist dem Deutschen Bundestag von dem Herrn Bun- 
deskanzler am 20. Dezember 1958 überreicht worden 
(BT-Drucksache 730). In den vom Bund Deutscher 
Steuerbeamten entwickelten Grundsätzen sind 
einige Vorschläge enthalten, deren Verwirklichung 
vorab als Teilmaßnahmen zur Verbesserung des 
geltenden Umsatzsteuerrechts in Erwägung gezogen 
werden könnte. 

Zu Frage 6 

Eine einheitliche Bundesfinanzverwaltung, wie sie 
sich unter der Weimarer Reichsverfassung glän- 
zend bewährt hat, konnte trotz entsprechender Be- 
schlüsse des Parlamentarischen Rats wegen des 
Widerspruchs der damaligen Besatzungsmächte nicht 
im Grundgesetz verwirklicht werden. 

Außer der Denkschrift des Bundes Deutscher Steuer- 
beamten (Abschnitt II D) liegen der Bundesregie- 
rung und dem Bundestag in dieser Richtung zur 
Zeit folgende Anträge vor: 


a) BT-Drucksache 59: Antrag der Franktion der DP 
vom 5. Dezember 1957 

b) Eingabe der Verbände der Steuerzahler, der 
steuerberatenden Berufe und der Steuerbeamten 
an den Deutschen Bundestag vom 20. Januar 1958 

c) Eingaben der Spitzenorganisationen von Indu- 
strie und Handel (DIHT, BDI, Groß- und Einzel- 
handel vom 14. März 1958) sowie der Vereini- 
gung Deutscher Elektrizitätswerke (vom 1. April 
1958) an den Bundesminister der Finanzen. 

Antrag und Eingaben sowie die Denkschrift fordern 
die Einführung einer einheitlichen Bundesfinanz- 
verwaltung vor allem aus Zweckmäßigkeits- und 
Vereinfachungsgründen. Demgegenüber haben sich 
die Länder bisher aus politischen Gründen und mit 
verfassungsrechtlichen Hinweisen gegen die ein- 
heitliche Bundesfinanzverwaltung ausgesprochen. 

Auch die Sachverständigenkommission für die Ver- 
einfachung der Verwaltung beim Bundesministerium 
des Innern hat sich in ihrer Denkschrift vom Ok- 
tober 1959 mit Mehrheit für die Einführung einer 
einheitlichen Bundesfinanzverwaltung ausgespro- 
chen; sie hält sie für geboten. 

Durch die Einführung einer einheitlichen Bundes- 
finanzverwaltung würde die Eigenstaatlichkeit der 
Länder nicht berührt werden, weil die Ertragshoheit 
und die selbständige Haushaltsgebarung der Länder 
(also die föderative Finanzverfassung) unangetastet 
bleiben könnten. Es könnte jederzeit sichergestellt 
werden, daß die den Ländern zustehenden Steuern 
oder Steueranteile täglich und ungekürzt an die 
Landeshauptkassen abgeführt werden. 

Die heutige geteilte Finanzverwaltung von Bund 
und Ländern ist rechtlich und praktisch eine zwitter- 
hafte Verwaltungsform, die nach der Auffassung des 
Bundesfinanzministeriums mit erheblichen Mängeln 
behaftet ist. 

Eine Bundesfinanzverwaltung würde die einheit- 
liche Durchführung der Steuergesetze besser ge- 
währleisten und — ' insgesamt gesehen — ■ die Ver- 
waltungsarbeit wesentlich einfacher gestalten und 
erleichtern. Sie würde ferner das Bundesministe- 
rium der Finanzen, das die Steuergesetze vorbe- 
reiten und den Deutschen Bundestag beraten muß, 
in eine stärkere, unmittelbare Verbindung zur 
Praxis bringen. 

Außer für die Verwaltung würde eine einheitliche 
Bundesfinanzverwaltung auch für die Arbeit der 
steuerberatenden Berufe und die Wirtschaft, ins- 
besondere für die Unternehmungen, die sich über 
mehrere Länder erstrecken oder ihren Betrieb in 
andere Länder verlegen, eine Vereinfachung be- 
deuten. 
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Eine selbständige Steuerverwaltung für das Gebiet 
eines Landes hat unverkennbare verwaltungsmä- 
ßige und personelle Nachteile. Die Oberfinanzdirek- 
tionen werden als einheitliche Behörden von einem 
Oberfinanzpräsidenten geleitet, der sowohl Bundes- 
als auch Landesbeamter ist. Für seine Gesamtauf- 
gabe hat er keinen Vertreter. Jeder Oberfinanzprä- 
sident hat mit zwei Finanzministerien, zwei Rech- 
nungshöfen und vier Personalräten zu arbeiten. 
Einige Fachreferate und -gruppen sind ihm unmit- 
telbar unterstellt. Außerdem hat er zweierlei Be- 
amten-, Besoldungs-, Versorgungs- und Disziplinar- 
recht, verschiedene Beurteilungs- und Beförderungs- 
richtlinien, unterschiedliche Bestimmungen im Tele- 
fonverkehr und Kraftfahrwesen, abweichende Rege- 
lungen der Dienstzeit und Verpflegungszuschüsse 
usw. zu beachten. Der Oberfinanzpräsident muß teil- 
weise sich selbst als Bundesbeamter in seiner Eigen- 
schaft als Landesbeamter und umgekehrt beauf- 
sichtigen. 

Die Auswahl, der Ausbildungsstand und das Fort- 
bildungswesen sind in den Länderfinanzverwaltun- 
gen unterschiedlich. Der Verwaltung und den 


Steuerzahlern wäre am besten gedient mit gleich- 
mäßig vorgebildeten, einheitlich ausgebildeten und 
laufend gut fortgebildeten Steuerbeamten. Hier 
wirkt sich auch die Einschränkung der Möglichkeit 
eines Personalaustausches im Bundesgebiet hem- 
mend aus. Die kleineren Verwaltungsräume verhin- 
dern oft den Aufstieg tüchtiger Beamten. Auch 
besteht die Gefahr der Abwanderungen von Steuer- 
beamten von einem Land zum anderen je nach dem 
Besoldungsgefälle oder den Fortkommensmöglich- 
keiten. Für den Bund ist es oft schwierig, bei der 
notwendigen Ergänzung seines Personalbestandes 
den Übertritt der bestgeeigneten Landesbedienste- 
ten zu erreichen. 

Die Errichtung einer einheitlichen Bundesfinanz- 
verwaltung ist sowohl eine Frage der Finanz- als 
auch der Verwaltungsreform. Sie ist aber auch eine 
politische Ffage und setzt eine Änderung des Grund- 
gesetzes voraus, die nach Artikel 79 GG im Bundes- 
tag und Bundesrat der Zweidrittelmehrheit bedarf. 


Etzel 
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